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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 17/12 BH 
 
L 5 KR 303/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 7 KR 146/08 (SG Speyer) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
Bevollmächtigter: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland-Pfalz/Saarland - Die Gesundheitskasse, 
Virchowstraße 30, 67304 Eisenberg, 
 
 Beklagte. 
 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Mai 2013 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richterin   Dr.  R o o s    und den  

Richter   Dr.  E s t e l m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 18. Oktober 2012 Prozess-

kostenhilfe zu gewähren und ihr einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren, von der Be-

klagten die Kosten für eine Zuzahlung und Hippotherapie erstattet sowie ferner eine weitere 

Hippotherapie gewährt und Auskunft über alle in Computern gespeicherten Sozialdaten erteilt zu 

bekommen, bei der Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat 

unter Bezug auf die Entscheidung des SG zur Begründung ua ausgeführt: Der Senat sei nicht 

durch einen in der mündlichen Verhandlung gestellten rechtsmissbräuchlichen Befangenheits-

antrag an einer Entscheidung in der Sache gehindert. Hinsichtlich des Auskunftsanspruchs fehle 

bereits das Rechtsschutzbedürfnis. Die geltend gemachten Ansprüche bestünden auch nicht. 

Beweisanträgen zur Datenhaltung bei der Beklagten und zur Hippotherapie sei daher nicht 

nachzugehen gewesen (Urteil vom 18.10.2012). 

 

Mit ihrem Antrag begehrt die Klägerin Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines 

Rechtsanwalts für die beabsichtigte Beschwerde gegen die Nichtzulassung im LSG-Urteil. 

 

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des LSG PKH unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, ist abzu-

lehnen, … 

 

… 

 

… 

 

… 

 

… 
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